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Auswirkung der 1:12 – Initiative auf Kanton und Gemeinden 
In einer Interpellation fordert die FDP-Fraktion die Regierung zu einer Stellungnahme auf 
 
Dr. Daniel Heller, Grossrat, Fraktionspräsident, Erlinsbach 

E-Mail: heller@farner.ch 

 

Der Regierungsrat liefert erschreckende Zahlen in seiner Antwort zur Interpellation der FDP – Frak-

tion vom 17. September 2013. Die Auswirkungen der verantwortungslosen 1:12 – Initiative auf die 

Finanzen von Kanton und Gemeinden wären erheblich. Kanton und Gemeinden im Kanton Aargau 

müssten bei einer Annahme jährlich mit Mindereinnahmen von bis zu 32 Millionen Franken rech-

nen. Bezahlen müsste diese Ausfälle vor allem der Mittelstand mit höheren Steuern.  

 

Konkret wollte die FDP-Fraktion von der Regierung wissen, mit welchen Ausfällen bei Sozialversicherungen 

(AHV, IV, EO) und Steuern bei einer Annahme der Initiative zu rechnen ist. Eine Annahme der VI würde zu 

einer Plafonierung der Löhne in den Unternehmen in der Grössenordnung von 500‘000 bis 700‘000 Franken führen. Bei den vom 

Regierungsrat auf einer Simulation mit diesen Daten zum Steuerjahr 2009 basierenden Zahlen verschlägt es einem fast den Atem: 

Bei Gemeinde-, Kantons- und direkter käme es zu Mindereinnahmen von bis zu 32 Millionen Franken! Die Sozialversicherungen 

wären mit Ausfällen von bis zu 12 Millionen Franken betroffen. Der Regierungsrat führt aus, dass die Mindereinnahmen bei den 

Steuern den kantonalen Finanzhaushalt spürbar und nachhaltig beeinträchtigen würden. 

 

Massive Ausfälle, die der Mittelstand kompensieren müsste 

 

Die folgende Tabelle stellt die in den Fragen separat ausgewiesenen Werte zusammengefasst dar: 

 Plafonierung bei 

 

Fr. 500'000.– Fr. 600'000.– Fr. 700'000.– 

Anzahl betroffene Personen 332 190 130 

Mindereinnahmen Kantonssteuern in Millionen Franken 12,0 10,0 9,0 

Mindereinnahmen Gemeindesteuern in Millionen Franken 9,0 7,0 6,0 

Mindereinnahmen Direkte Bundessteuer 100 % in Millionen Fran-

ken 11,0 9,0 7,0 

davon 17 % Kantonsanteil 1,9 1,5 1,2 

Mindereinnahmen insgesamt in Millionen Franken 32,0 26,0 22,0 

Mindereinnahmen Sozialversicherungen in Millionen Franken 12,0 10,0 8,0 

 

Standortqualität gefährdet 

 

In den Standort-Rankings der Credit Suisse ist der Aargau stets bei den Spitzenplätzen positioniert. Mit einer Annahme der 1:12 – 

Initiative würde auch die Standortqualität des Aargaus gefährdet: Ein liberaler und flexibler Arbeitsmarkt zählt zu den wichtigsten 

Standortfaktoren. „Es ist zu befürchten, dass die Initiative durch die zusätzliche Regulierung diesbezüglich einen negativen Einfluss 

hat“, erklärt der Regierungsrat. Er betont auch, dass es in Europa kein Land gibt, in welchem der Staat den Unternehmen eine 

obere Lohngrenze vorschreibt. 

 

Das staatliche Lohndiktat hätte auch Auswirkungen auf den kantonalen Finanzausgleich: Die Abgaben der finanzstarken Gemein-

den würden sich reduzieren. In der Folge müssten sie die Steuern anheben, damit der Finanzausgleich gegenüber den finanz-

schwachen Gemeinden gewährleistet werden kann. 
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Neid und Ignoranz sind schlechte Ratgeber, auch in der Politik 

 

Ausgerechnet die Sozialisten schädigen mit ihrer reisserischen Initiative den Staat und die Sozialwerke. Sie vergessen, dass rund 

10% der Bevölkerung mit guten Einkommen für 78 Prozent (!) der direkten Bundessteuer aufkommen. 90 Prozent zahlen ganz 22 

Prozent. Kappt man die hohen Einkommen, muss die Steuerlast nach unten umverteilt werden oder der Staat muss massiv sparen.  

 

Schlicht unberechenbar sind die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Wenn man sich ausmalt, wie viele Arbeitsplätze mit Niedrig-

löhnen durch Outsourcing, Umwandlung in Praktikantenstellen oder Beschäftigungsverträge mit Scheinselbständigen umgewan-

delt bzw. auf dem Papier als offizielle Arbeitsplätze gestrichen werden, dann läuft es einem kalt den Rücken herunter! Unser neu-

gewählter Parteipräsident Matthias Jauslin hat zu Recht festgehalten: „Unglaublich, mit welcher Naivität die Initianten unseren 

Wohlstand und unsere Sozialwerke auf Spiel setzen.“  

 

Diese Vorlage ist undurchdacht, inkompetent und für die Schweiz verheerend. Die FDP Aargau kämpft dafür, dass 
„1:12“ am 24. November deutlich abgeschmettert wird! 

 

 
 
FDP Rheinfelder Tagung 
Arbeit vor Rente – wie funktioniert das? 
 
Dr. Martina Sigg, Grossrätin, Schinznach-Dorf 

E-Mail: martina.sigg@bluewin.ch  

 
Der Grundsatz „Arbeit vor Rente“ funktioniert, wenn ein gutes Zusammenspiel von Politik, Behör-

den, Arbeitgebern, Ärzteschaft und Betroffenen gewährleistet ist. Dies ist das Fazit der traditionel-

len Rheinfelder Tagung der FDP.Die Liberalen Aargau in der Rehaklinik Rheinfelden vom letzten 

Samstag. Verschiedene Referenten aus Politik, Behörden und Wirtschaft befassten sich mit der 

Frage, welche Herausforderungen für die Wirtschaft durch Fragen der Integration und Re-

Integration entstehen und wie man mit ihnen umgeht. Zusammengefasst kann man sagen, dass 

Selbstverantwortung und freiheitlicher Gestaltungswillen wichtige Grundvoraussetzungen sind, 

um die Herausforderung der beruflichen Re-Integration zu meistern. 

 

Im Einführungsreferat erinnerte Ständerätin Christine Egerszegi-Obrist an die ursprüngliche Zielsetzung der IV: Invalidität (und 

somit IV-Renten) mit Eingliederungsmassnahmen verhindern, vermindern oder beheben. In den 90-er Jahren geriet die IV dann in 

Schieflage und es drohte ein gemeinsamer Absturz mit der AHV. Die darauf folgenden IV-Revisionen 4, 5 und 6 trugen Einiges zur 

Gesundung der IV-Finanzen bei. Frau Egerszegi erklärte  anschaulich, welches  dabei die griffigsten Massnahmen  waren und was 

das letztjährige Scheitern der Revision 6b bedeutet. 

 

Elisabeth Meyerhans Sarasin, VK Präsidentin der SVA Aargau, präsentierte eindrückliche Zahlen: tausende Dossiers müssen über-

prüft werden, mehrere Dutzend Renten werden aufgehoben, einige wenige Eingliederungen ins Berufsleben konnten in Auftrag 

gegeben werden und noch weniger abgeschlossen werden.  

 

Zwei Arbeitgebervertreter, Jörg Geissbühler (Pfister-Gruppe) und Claude Werder(Samuel Werder AG) erklärten im anschliessenden 

Interview mit Martina Sigg, wie sie ihre soziale Verantwortung als Arbeitgeber wahrnehmen. In eindrücklichen Worten zeigten sie 

auf, dass Re-Integration und Früherfassung zu wirklichen Win-Win-Situationen führen. Und Philip Schneiter von der AIHK schilder-

te die Schwierigkeiten im heutigen Arbeitsumfeld: Stress, keine festen Arbeitsplätze, Home-Office, Mail-Flut etc. sind speziell für 

psychisch labile Personen ein problematisches Umfeld. 

 

Wie funktioniert die erfolgreiche Integration?  

 

Thomas Schreiber, stellvertretender Chefarzt an der Reha Rheinfelden, erklärte die Instrumente für die Abklärung der Arbeitsfähig-

keit. In der Diskussion gestand er offen ein, dass die Ärzteschaft eine grosse Verantwortung trage bei Abklärung und Begleitung 

haben. Wenn Integration misslingt, warnte er, führt dies in aller Regel zu einer höheren Belastung der Sozialwerke. 

 

Im letzten Teil der traditionellen Rheinfelder Tagung unter Moderatorin Martina Sigg wurde unter anderem die Frage: Sollen Fir-
men, die erfolgreich integrieren, damit Werbung machen? kontrovers diskutiert: Aus der Debatte entstand die Idee eines Labels 

und/oder von Preisvergaben, sie wurde umgehend an die AIHK und an die Parteien weitergegeben. Aus der Podiumsdiskussion 
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